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Entwurf eines Gesetzes über die befristete Fortgeltung 
der Mitbestimmung in bisher den Mitbestimmungs- 
gesetzen unterliegenden Unternehmen 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die zu beobachtenden Veränderungen der Produktionsstruktur 
paritätisch mitbestimmter Unternehmen und Konzerne können 
angesichts der zu erwartenden Neuregelung der Mitbestimmung 
in den Unternehmensorganen zu einem unerwünschten wieder- 
holten Wechsel der Mitbestimmungsform in diesen Unterneh- 
men führen. 


B. Lösung 

Das Ausscheiden mitbestimmter Unternehmen aus der paritä- 
tischen Mitbestimmung infolge Änderung der Produktionsstruk- 
tur soll für eine Übergangszeit bis 31. Dezember 1975 erschwert 
werden. Mit Rücksicht darauf, daß die Mitbestimmungsgesetze 
auf die besonderen Verhältnisse in der Montan-Industrie ab- 
stellen, soll jedoch die paritätische Mitbestimmung in solchen 
Gesellschaften nicht fortgelten, bei denen entweder keine Mon- 
tanproduktion mehr betrieben wird oder der Konzern nur noch 
in unbedeutendem Umfang im Montanbereich tätig ist. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. Februar 1971 

1/4 (IV/4) — 80020 — Mi 10/70 


An demHerrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die befristete 
Fortgeltung der Mitbestimmung in bisher den 
Mitbestimmungsgesetzen unterliegenden Un- 
ternehmen 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates wird nachgereicht werden. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über die befristete Fortgeltung der 
Mitbestimmung in bisher den Mitbestimmungsgesetzen unter- 
liegenden Unternehmen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes der Auf- 
sichtsrat eines Unternehmens nach den §§ 4 bis 6, 

8, 9 des Gesetzes über die Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951 (Bun- 1 
desgesetzbl. I S, 347) — Mitbestimmungsgesetz — , | 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz zum 1 
Aktiengesetz vom 6. September 1965 (Bundesge- j 
setzbl. I S. 1185), zusammengesetzt und ist in diesem j 
Zeitpunkt nicht nach den §§97 oder 98 des Aktien- | 
gesetzes verbindlich festgestellt, daß der Aufsichts- j 
rat nach anderen gesetzlichen Vorschriften zusam- 
menzusetzen ist, so sind auf das Unternehmen die 
§§ 2 bis 6, 8 bis 13 des Mitbestimmungsgesetzes j 
auch dann anzuwenden, wenn die Voraussetzungen 
des § 1 Abs. 1 des Mitbestimmungsgesetzes nicht j 
mehr vorliegen oder wegfallen. 

| 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn I 

1. ein Unternehmen des Bergbaus die Produktion 

im Sinne des § 1 Abs. 1 Buchstabe a des Mitbe- j 
Stimmungsgesetzes eingestellt hat, oder I 

2. ein Unternehmen der Eisen und Stahl erzeugen- 
den Industrie die Erzeugung von Roheisen oder 
Rohstahl eingestellt hat und auch nicht Walz- 
werkserzeugnisse einschließlich Walzdraht, Röh- 
ren, Walzen, rollendes Eisenbahnmaterial, Frei- 
formschmiedestücke' oder Gießereierzeugnisse 
aus Eisen oder Stahl herstellt. 

! 

§ 2 

(1) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes der Auf- | 
sichtsrat eines herrschenden Unternehmens nach den 
§§ 5 bis 8, 10 bis 12 des Gesetzes zur Ergänzung des j 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unter- ' 
nehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl er- 
zeugenden Industrie vom 7. August 1956 (Bundes- j 
gesetzbl. I S. 707) — Mitbestimmungsergänzungs- 


gesetz — , zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 505), zusammen- 
gesetzt und ist in diesem Zeitpunkt nicht nach den 
§§ 97 oder 98 des Aktiengesetzes verbindlich fest- 
gestellt, daß der Aufsichtsrat nach anderen gesetz- 
lichen Vorschriften zusammenzusetzen ist, so sind 
auf das herrschende Unternehmen die §§ 5 bis 8, 
10 bis 13, 15 und 17 des Mitbestimmungsergänzungs- 
gesetzes solange anzuwenden, bis die Umsätze der 
unter das Mitbestimmungsgesetz fallenden Konzern- 
unternehmen und abhängigen Unternehmen in fünf 
aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren nicht mehr 
vierzig vom Hundert der Umsätze sämtlicher Kon- 
zernunternehmen und abhängigen Unternehmen er- 
reichen. § 96 Abs. 2 des Aktiengesetzes bleibt un- 
berührt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Anteil der 
unter das Mitbestimmungsgesetz fallenden Konzern- 
unternehmen und abhängigen Unternehmen an dem 
nach § 3 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes 
maßgeblichen Umsatzverhältnis in zwei aufeinander- 
folgenden Geschäftsjahren weniger als fünfund- 
zwanzig vom Hundert beträgt. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn für das herr- 
schende Unternehmen eine der Voraussetzungen des 
§ 1 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes nicht 
mehr vorliegt. 

(4) Für die Berechnung der Umsätze gilt § 3 
Abs. 2 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes, für 
die Ermittlung des maßgeblichen Umsatzverhältnis- 
ses gilt § 4 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes 
sinngemäß. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1975 außer Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Nach einer regen öffentlichen Diskussion über 
die Neuordnung der Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer in den Unternehmensorganen in den letzten 
Jahren ist eine Veränderung der geltenden Mit- 
bestimmungsregelungen zu erwarten. Die abschlie- j 
ßende Meinungsbildung der politischen Instanzen 
über die Art und den notwendigen Umfang der Ver- 
besserungen wird jedoch angesichts der Vielzahl j 
und der Unterschiedlichkeit der Vorschläge noch 
eine erhebliche Zeit in Anspruch nehmen. In der 
Zwischenzeit können die zu beobachtenden Ver- 
änderungen der Produktionsstruktur der qualifiziert 
mitbestimmten Unternehmen und Konzerne nach 
den zur Zeit geltenden Vorschriften dazu führen, 
daß einige Gesellschaften vom Anwendungsbereich 
der Mitbestimmungsgesetze in den des Betriebsver- 
fassungsgesetzes 1952 überwechseln, kurze Zeit da- ! 
nach aber wieder den andersartigen Vorschriften 
eines neuen Gesetzes unterliegen. Ein solcher wie- 
derholter Wechsel der Mitbestimmungsform sollte 
vermieden werden. Bereits heute herrscht Un- 
sicherheit über das Schicksal der paritätischen Mit- 
bestimmung in den Unternehmensorganen der Pro- 
duktionsgesellschaften der Montanindustrie sowie 
der Obergesellschaften der Konzerne mit Montan- 
charakter, die durch die zur Zeit schwebenden 
Prozesse über die weitere Anwendung der Mit- 
bestimmungsgesetze bei der Rheinstahl AG, der 
Niederrheinische Hütte AG und der Luitpoldhütte 
AG noch verstärkt wird. Darum ist es sachgerecht, ■ 
das Ausscheiden aus der qualifizierten Mitbestim- i 
mung infolge Änderung der Produktionsstruktur für 
eine Übergangszeit zu erschweren. 

2. Die Vorschläge für eine Neugestaltung der Mit- 
bestimmung und ihre Ausdehnung auf andere Wirt- 
schaftszweige reichen von der Übertragung der 
Prinzipien der Montanbestimmung auf die Groß- j 
unternehmen der gesamten Wirtschaft über neue j 
Formen einer Mitbestimmung unter Einbeziehung ; 
etwa des öffentlichen Interesses oder des Manage- ! 
ments in die mitbestimmten Unternehmensorgane 
bis hin zu abgewandelten Formen einer erweiterten 
Mitbestimmung, wie etwa nach den Empfehlungen 
der von der Bundesregierung eingesetzten Sach- 
verständigenkommission (vgl. Drucksache VI/334). 
Gerade die Arbeiten dieser Kommission haben zu 
einer wesentlichen Vertiefung der Mitbestimmungs- 
problematik geführt und eine Fülle neuer Fragen 
deutlich werden lassen. Hierdurch erklärt es sich, | 
daß das Vorliegen des Berichts der Sachverständi- 
genkommission noch nicht zu der erhofften Klärung 
der Rechts- und Sachprobleme unter den an der Dis- 
kussion Beteiligten geführt hat. Der Bericht hat statt 
dessen weitere Vorschläge und Denkmodelle ausge- 
löst, die die Diskussion zusätzlich bereichert haben. 


3. Diese Tatsachen lassen angesichts der erkenn- 
baren Tendenz zu einer Veränderung der Mitbestim- 
mung für die Zeit, bis der Bundestag eine neu 
umfassende Mitbestimmungsregelung geschaffen 
hat, eine Ubergangslösung als angezeigt und ver- 
tretbar erscheinen. — Auch das Bundesverfassungs- 
gericht hat solche Erwägungen als sachgerechten 
Grund für die Schaffung einer Übergangsregelung 
anerkannt (vgl. das Urteil vom 7. Mai 1969 — 2 BvL 
15/67 — , BVerfGE 25, S. 371, auf dessen ausführ- 
liche Begründung verwiesen wird). — Entscheiden- 
des Gewicht kommt dabei den Tatsachen zu, daß 
die Neuartigkeit der Vorschläge der Kommission 
eine gewissenhafte Abwägung des Kommissions- 
modells gegenüber den bisher diskutierten Vor- 
schlägen notwendig macht und die bei Verwirk- 
lichung der Vorschläge unerläßlichen, zum Teil ein- 
schneidenden Änderungen des Gesellschaftsrechts 
gründliche Überlegungen erfordern. In einem ge- 
sellschaftspolitisch so bedeutsamen Bereich, wie ihn 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unter- 
nehmensorganen darstellt, wird dies — nicht zuletzt 
wegen des innenpolitischen Bezugs der Arbeiten — 
erfahrungsgemäß eine erhebliche Zeit beanspruchen. 

II. Besonderer Teil 

Aus den genannten Gründen will der Gesetzentwurf 
für eine Übergangszeit bis 31. Dezember 1975 so- 
wohl für den Geltungsbereich des Gesetzes über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichts- 
räten und Vorständen der Unternehmen des Berg- 
baus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347) — Mit- 
bestimmungsgesetz — - als auch für den Geltungs- 
bereich des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie vom 7. August 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 707) — Mitbestimmungsergänzungsgesetz — den 
Status quo der Mitbestimmung in einem vertret- 
baren Umfang aufrechterhalten. Es wird darauf ver- 
zichtet, die Fortgeltung der paritätischen Mitbestim- 
mung generell auszusprechen. Vielmehr sieht der 
Entwurf bedeutende Einschränkungen der Fortgel- 
tung der Mitbestimmungsgesetze vor; so sollen mit 
Rücksicht darauf, daß beide Gesetze auf die be- 
sonderen Verhältnisse in der Montanindustrie ab- 
stellen, solche Gesellschaften auch in dieser Über- 
gangszeit nicht dem jeweiligen Mitbestimmungs- 
gesetz unterworfen bleiben, bei denen entweder 
keine Montanproduktion mehr betrieben wird oder 
der Konzern nur noch in unbedeutendem Umfang im 
Montanbereich tätig ist. Ferner sollen aus rechts- 
staatlichen Gründen solche Unternehmen nicht mehr 
im Geltungsbereich der Mitbestimmungsgesetze ge- 
halten werden, für die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes auf Grund einer verbindlich ge- 
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wordenen Bekanntmachung des Vorstands nach § 97 ! 
des Aktiengesetzes oder einer rechtskräftigen ge- 
richtlichen Entscheidung nach § 98 des Aktiengeset- 
zes festgestellt ist, daß der Aufsichtsrat des Unter- 
nehmens nach anderen als den bisher angewandten | 
gesetzlichen Vorschriften zusammenzusetzen ist, für ! 
die aber die Aufsichtsratswahl nach den neuen Vor- 
schriften noch nicht stattgefunden hat. 


Zu § 1 i 

§ 1 regelt unter Berücksichtigung des oben Gesagten 
die Fortgeltung des Mitbestimmungsgesetzes für die 
diesem Gesetz zur Zeit unterliegenden Montanpro- 
duktionsgesellschaften und beschränkt sich dabei auf 
den Wegfall der in § 1 Abs. 1 des Mitbestimmungs- 
gesetzes bezeichneten Kriterien, die den Montan- 
charakter des Unternehmens betreffen. Entfallen i 
dagegen die in § 1 Abs. 2 des Mitbestimmungsge- 
setzes genannten Voraussetzungen — bestimmte | 
Rechtsform des Unternehmens und Mindestbeschäf- j 
tigtenzahl oder „Einheitsgesellschaft" — , so gilt die 
Übergangsregelung des vorliegenden Gesetzes nicht. I 
Mit Rücksicht auf die Grundvorstellung des Mitbe- | 
Stimmungsgesetzes, nur Gesellschaften mit Montan- 
charakter zu erfassen, werden in Absatz 2 Unter- 
nehmen, die keine Montanproduktion mehr betrei- 
ben, ebenfalls von der Fortgeltung des Mitbestim- 
mungsgesetzes ausgenommen, und zwar in Num- 
mer 1 die Bergbauunternehmen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Buchstabe a des Mitbestimmungsgesetzes, 
wenn diese die Bergbauproduktion ganz einstellen, 
und in Nummer 2 die unter § 1 Abs. 1 Buchstaben b i 
und c des Mitbestimmungsgesetzes fallenden Gesell- j 
schäften der Eisen- und Stahlerzeugung, die kein 
Roheisen oder Rohstahl mehr erzeugen oder zu den 
dort genannten Produkten verarbeiten. Die Tatsache, 
daß die moderne Technologie neue Verarbeitungs- 
methoden hervorgebracht hat, die bei den betrof- 1 
fenen Gesellschaften mehr und mehr zur Anwendung 
kommen, findet dadurch Berücksichtigung, daß für | 
den begrenzten Zweck dieser Übergangslösung die | 
Umstrukturierung der Produktion in dem oben dar- j 
gestellten Umfang außer Betracht bleibt. 


Zu § 2 

Ausgehend von den eingangs gebrachten Erwägun- 
gen regelt § 2 die Fortgeltung der Mitbestimmung 
im Bereich des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes. 
Die vorgeschlagene Regelung knüpft an das System 
des geltenden Rechts, nur solche Gesellschaften zu 
erfassen, die als Montanunternehmen gekennzeich- 
net sind, an. Sie beschränkt sich darauf, für die Gel- 
tungsdauer dieses Gesetzes den für das Ausscheiden 
aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes maßgeb- 
lichen Anteil des Montanumsatzes am Gesamtumsatz 
des Konzerns um 10 v. H. zu verringern. In dem 
verbleibenden Bereich erfaßt sie auch während der 
nach § 16 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes 
bestehenden Auslauffrist nur solche Konzernober- 
gesellschaften, bei denen der Montananteil noch so 
groß ist, daß er den Charakter des Konzerns kenn- 
zeichnet. 

Diese Voraussetzung ist allerdings nicht mehr gege- 
ben, wenn der Montanumsatz in zwei aufeinander- 
folgenden Geschäftsjahren unter 25 v. H. absinkt. 
Dem trägt Absatz 2 Rechnung. 

Absatz 3 stellt klar, daß für die Anwendung des Mit- 
bestimmungsergänzungsgesetzes eine in § 1 Abs. 1 
des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes genannte 
Rechtsform des herrschenden Unternehmens und die 
organschaftliche Beherrschung mindestens eines dem 
Mitbestimmungsgesetz unterliegenden Unterneh- 
mens unerläßliche Voraussetzung bleiben. 

Durch Absatz 4 wird klargestellt, daß sich die Be- 
rechnung der Umsätze und die Ermittlung des maß- 
geblichen Umsatzverhältnisses nach den bisher gel- 
tenden Vorschriften richtet. 

Zu § 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 4 

Es erscheint zweckmäßig, daß das Gesetz am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft tritt. Satz 2 ent- 
hält die oben erwähnte Befristung des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens für eine Klar- 
stellung zu sorgen, daß auch der vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes liegende Zeitraum für die Be- 
rechnung der Fünf- bzw. Zweijahresfrist gemäß § 2 
Abs. 1 und 2 einzubeziehen ist. Nach Auffassung des 
Bundesrates ergibt sich diese Rechtslage nicht aus 
dem jetzigen Wortlaut, weil es sich nicht um eine 
Verlängerung bestehender Fristen, sondern um Fri- 
sten mit neuem Inhalt handelt. 
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